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S c h a d e n e r s a t z r e c h t
Folgen eines Astabbruchs gehören 
grundsätzlich zum allgemeinen Lebens-
risiko
Das Landgericht Frankenthal (Pfalz) lehnte 
die Schadensersatzklage einer Autofah-
rerin ab, deren parkender Pkw von einem 
Ast getroffen wurde. Es sei jederzeit damit 
zu rechnen, dass Bäume an öffentlichen 
Plätzen eine Gefahr darstellen. So habe die 
Stadt ihre Verkehrssicherungspflicht nicht 
verletzt.

Rechtzeitig vor Beginn des Herbstes, der 
oft vermehrt Starkregen und auch Stürme 
mit sich bringt, hatte sich das Landgericht 
Frankenthal mit den Folgen eines Astab-
bruchs an einem japanischen Schnurbaum 
in Ludwigshafen zu befassen: An einem Re-
gentag löste sich von dem am Straßenrand 
gepflanzten hohen Baum ein Ast und be-
schädigte das darunter geparkte Fahrzeug 
der Klägerin.
Die gegen die Stadt Ludwigshafen gerich-
tete Schadensersatzklage hat das Land-
gericht abgewiesen. Es lasse sich nicht 
feststellen, dass die Stadt ihre sogenann-
te Verkehrssicherungspflicht in Bezug auf 
den Stadtbaum verletzt habe. Die Rich-
terin macht in ihrem Urteil klar, dass je-
der Baum an einer Straße oder an einem 
öffentlichen Parkplatz eine mögliche öf-
fentliche Gefahr darstellen könne. Denn 
auch völlig gesunde Bäume könnten durch 
starke Wind- oder Regeneinflüsse entwur-
zelt werden oder Teile von ihnen könnten 

abbrechen. Auch sei die Erkrankung oder 
Vermorschung eines Baums von außen 
nicht immer erkennbar. Daraus folge aber 
nicht, dass alle Bäume in der Nähe von 
Straßen und öffentlichen Plätzen entfernt 
werden oder besonders gründlich unter-
sucht werden müssten. Es sei vielmehr un-
möglich, den Verkehr völlig risikolos zu ge-
stalten. Gewisse Gefahren, die nicht durch 
menschliches Handeln entstehen sondern 
auf der Natur selbst beruhen, müssten als 
unvermeidlich hingenommen werden. Die 
Rechtsprechung verlange daher nur eine 
regelmäßige - in der Regel jährliche - Be-
obachtung der Bäume im Verkehrsraum 
auf trockenes Laub, dürre Äste, Beschä-
digungen oder Frontrisse. Bei besonders 
alten Bäumen oder bestimmten Anzei-
chen für Gefahren sei jedoch mit erhöhter 
Gründlichkeit vorzugehen.
Laut Urteil war die Stadt im vorliegenden 
Fall ihrer Verkehrssicherungspflicht nach-
gekommen. Die Beweisaufnahme habe 
ergeben, dass eine bei der Stadt beschäf-
tigte Baumkontrolleurin wenige Wochen 
vor dem fraglichen Astabbruch den japa-
nischen Schnurbaum inspiziert habe. Dabei 
festgestelltes Totholz sei dann durch eine 
Baumpflege kurze Zeit später entfernt wor-
den. Weitere Maßnahmen sah die Kammer 
als nicht notwendig an, zumal der Baum 
im Baumkataster der Stadt Ludwigshafen 
in der „Vitalitätsstufe 1“, der höchsten Ge-
sundheitsstufe, geführt werde.
Landgericht Frankenthal (Pfalz),
Urteil vom 10.03.2022 – 3 O 307/21 –

P a t i e n t e n r e c h t
Unwirksame Einwilligung in Operation 
aufgrund fehlender Bedenkzeit zwischen 
Aufklärungsgespräch und Einwilligung
Die Einwilligung in eine Operation ist un-
wirksam, wenn der Patient nach dem Auf-
klärungsgespräch keine Bedenkzeit hatte 
(siehe: § 630 e Abs. 2 Nr. 2 BGB). In diesem 
Fall kann ein Anspruch auf Schadensersatz 
und Schmerzensgeld bestehen. Dies hat 
das Oberlandesgericht Bremen entschie-
den.
Im November 2013 wurde bei einem Mann 
eine operative Begradigung der Nasen-
scheidewand und eine Nasennebenhöh-
lenoperation in einer Klinik in Bremen 
durchgeführt. Dabei kam es zu Kompli-

kationen, mit der Folge, dass der Patient 
schließlich in den Pfleggrad 2 eingestuft 
wurde und einen GdB von 90 hat. Er klagte 
daher gegen die Betreiberin der Klinik auf 
Zahlung von Schmerzensgeld. Neben Auf-
klärungs- und Behandlungsfehler rügte der 
Patient, dass seine Einwilligung in die Ope-
ration unwirksam sei, da er diese kurz nach 
dem Aufklärungsgespräch unterzeichnet 
habe und ihm somit keine Bedenkzeit ein-
geräumt worden sei. Das Landgericht Bre-
men wies die Klage ab. Dagegen richtete 
sich die Berufung des Klägers.

Das Oberlandesgericht Bremen entschied 
zu Gunsten des Klägers. Ihm stehe dem 
Grunde nach ein Anspruch auf Schadens-
ersatz und Schmerzensgeld zu. Zwar liege 
weder ein Aufklärungs- noch ein Behand-
lungsfehler vor, jedoch sei die Operation 
wegen unwirksamer Einwilligung des Klä-
gers nicht rechtmäßig gewesen.
Die Einwilligung sei unwirksam, so das 
Oberlandesgericht, weil der Kläger kei-
ne Bedenkzeit zwischen Aufklärung über 
die Risiken der Operation und der Ent-
scheidung über die Einwilligung gehabt 
habe. Wenn ein Krankenhaus aus orga-
nisatorischen Gründen die Übung hat, 
den Patienten unmittelbar im Anschluss 
an die Aufklärung zur Unterschrift unter 
die Einwilligungserklärung zu bewegen, 
könne in einem solchen Fall nicht von ei-
ner wohl überlegten Entscheidung ausge-
gangen werden. Sie werde vielmehr unter 
dem Eindruck einer großen Fülle von dem 
Patienten regelmäßig unbekannten und 
schwer verständlichen Informationen und 
in einer persönlich schwierigen Situation 
abgegeben. Es komme dabei nicht darauf 
an, ob der Patient zur Unterschrift ge-
drängt wurde.
Oberlandesgericht Bremen,
Urteil vom 25.11.2021 – 5 U 63/20 –
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N a c h b a r r e c h t
Sozialadäquater Lärm zur Mittagszeit ist 
hinzunehmen
Ein Wohnungsmieter hat sozialadäquaten 
Lärm, wie etwa Staubsaugen zur Mittagszeit 
oder Fenster- und Türenschließen, eines 
Nachbarn hinzunehmen. Es besteht keine 
Pflicht zur Vermeidung jedes störenden Ge-
räusches. Dies hat das Amtsgericht Singen 
entschieden.

Die Mieterin einer Erdgeschosswohnung 
klagte im Jahr 2021 gegen die über ihr 
wohnende Nachbarin auf Unterlassung von 
Lärmstörungen. Sie beschwerte sich darü-
ber, dass kurz nach 7 Uhr mit Fenstern und 
Türen geknallt und hin und her getrampelt 
werde. Auch staubsauge die Nachbarin je-
den Tag gegen 12 Uhr. Die Wohnung be-
fand sich in einem sehr hellhörigen Mehrfa-
milienhaus, ohne Trittschalldämmung.
Das Amtsgericht Singen entschied gegen 
die Klägerin. Ihr stehe kein Anspruch auf 
Unterlassung jeglicher Ruhestörung zu. Die 
von der Klägerin genannten Belästigungen 
seien als Bagatelle zu werten. Der Beklag-
ten sei es erlaubt, im Rahmen des Sozial-
adäquaten in der von ihr bewohnten Woh-
nung Geräusche zu verursachen, die andere 
Hausbewohner als ruhestörend empfinden. 
Ein Wohnungsmieter dürfe mittags staub-
saugen. Zwar komme es beim Schließen 
von Fenstern und Türen zu punktuellen Ge-
räuschentwicklungen. Diese gehören aber 
zum Alltagsleben und seien hinzunehmen.
Von der Beklagten könne nicht erwartet 
werden, so das Amtsgericht, sich nach Ende 
der Nachtruhe ganz zaghaft und behutsam 
schleichend zu verhalten sowie zaghaft da-
rauf zu achten, keinen Laut von sich zu ge-
ben und mucksmäuschenstill zu sein. Auch 
eine Hausordnung könne nicht vorgeben, 
dass „jedes störende Geräusch“ zu vermei-
den sei. Es gebe nun mal Alltagstätigkeiten, 
die naturgesetzlich mit Geräuschentwick-
lungen verbunden seien.
Amtsgericht Singen,
Urteil vom 29.04.2022 – 1 C 235/21 –

D a t e n s c h u t z r e c h t
Geldentschädigung von 300 Euro wegen 
unerlaubter Werbe-E-Mail
Erhält ein Internetnutzer unerwünschte 
Werbe-E-Mails und muss sich nachfolgend 
mit der Abwehr der unerwünschten Wer-
bung und der Herkunft seiner Daten aus-
einandersetzen, so kann ihm gemäß Art. 
82 DSGVO ein Anspruch auf eine Geldent-
schädigung in Höhe von 300 Euro zu ste-
hen. Dies hat das Amtsgericht Pfaffenhofen 
entschieden.
Im Januar 2021 erhielt ein Internetnutzer 
über seine nicht öffentliche E-Mail-Adresse 

eine Werbe-E-Mail. Ihm wurde ein Vorteils-
paket für den Erwerb von FFP2-Masken 
angeboten. Der Internetnutzer hielt die 
Werbe-E-Mail für unzulässig, da er we-
der geschäftliche noch persönliche Bezie-
hungen zu der Absenderin habe. Er ver-
langte zunächst Unterlassung und Auskunft 
über die Herkunft seiner Daten. Die Absen-
derin gab zwar eine Unterlassungserklärung 
ab, jedoch war ihre Erklärung zur Herkunft 
der E-Mail-Adresse ungenau. Der Internet-
nutzer erhob schließlich Klage auf Zahlung 
einer Geldentschädigung.
Das Amtsgericht Pfaffenhofen entschied 
zu Gunsten des Klägers. Ihm stehe nach 
Art. 82 DSGVO (Datenschutzgrundverord-
nung) ein Anspruch auf Geldentschädigung 
zu. Durch die unerwünschte Werbe-E-Mail 
habe die Beklagte gegen das Datenschutz-
recht verstoßen. Sie habe zum einen die 
E-Mail-Adresse des Klägers ohne Rechtfer-
tigung verarbeitet und zum anderen ver-
spätet bzw. nicht vollständig Auskunft über 
die Herkunft der Adresse erteilt.
Das Amtsgericht hielt eine Geldentschädi-
gung in Höhe von 300 Euro auch im Inte-
resse einer effektiven Abschreckung für an-
gemessen. Dabei berücksichtigte es zudem, 
dass die Beklagte mehrere Verstöße gegen 
die Vorschriften der DSGVO begangen hat-
te. Ferner sei zu beachten, dass sich der 
Kläger mit der Abwehr der unerwünschten 
Werbung und der Herkunft der Daten aus-
einandersetzen musste. Gerade letzteres sei 
geeignet, zu einem belastenden Eindruck 
des Kontrollverlusts zu führen.
Amtsgericht Pfaffenhofen a.d. Ilm,
Urteil vom 09.09.2021 – 2 C 133/21 –

E r b r e c h t
Möglichkeit der Eröffnung der privaten 
Kopie eines Testaments
Die private Kopie eines Testaments ist ge-
mäß § 348 FamFG zu eröffnen, wenn das 
Testament im Original nicht mehr vorhan-
den ist. Im Eröffnungsverfahren findet keine 
Prüfung der materiell-rechtlichen Wirksam-
keit der Kopie statt. Dies hat das Oberlan-
desgericht Düsseldorf entschieden.
Im Jahr 2021 reichte eine Witwe eine Ko-
pie eines von ihrem verstorbenen Ehemann 
im Jahr 1976 errichten Testaments beim 
Amtsgericht Oberhausen ein. Das Schrift-
stück wies sie als Alleinerbin aus. Das Ori-
ginal-Testament war nicht auffindbar. Das 
Amtsgericht lehnte die Eröffnung des Testa-
mentskopie ab. Dagegen richtete sich die 
Beschwerde der Witwe.
Das Oberlandesgericht Düsseldorf ent-
schied zu Gunsten der Witwe. Die Testa-
mentskopie sei zu eröffnen. Da die Erbfolge 
auch auf der Grundlage von nur noch in Ko-
pien vorhandenen Testamenten festgestellt 
werden könne, sei konsequenterweise auch 
die Kopie zu eröffnen.
Ob ein Schriftstück den materiell-rechtli-
chen Anforderungen an einer wirksamen 
Verfügung von Todes wegen genügt, sei 
nach Auffassung des Oberlandesgerichts 
im Eröffnungsverfahren nicht zu prüfen. Es 
finde nur eine summarische Plausibilitäts-
prüfung dahingehend statt, ob sich das 
Schriftstück nach Form und Inhalt als Ver-
fügung von Todes wegen darstellen kann. 

Aus diesem Grund, sei auch eine Kopie des 
Testaments zu eröffnen.
Die Ansicht werde auch dadurch unter-
stützt, so das Oberlandesgericht, dass auch 
offensichtlich formunwirksame Testamente 
zu eröffnen sind, da sie möglicherweise als 
Auslegungshilfe zur Ermittlung des Erblas-
serwillens in Betracht kommen können. Die-
se Erwägung gelte auch für die Kopie eines 
Testaments.
Oberlandesgericht Düsseldorf,
Beschluss vom 19.08.2022 – I-3 Wx 119/22 –

M i e t r e c h t
Kein Recht zum Abstellen von Schuhen 
vor Wohnungstür
Es besteht kein Recht des Mieters vor der 
Wohnungstür Schuhe abzustellen. Dem 
Vermieter steht insofern gemäß § 541 BGB 
ein Anspruch auf Unterlassung zu. Dies hat 
das Amtsgericht Frankfurt a.M. entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall wurde die 
Mieterin einer Wohnung von ihrer Vermie-
terin im Jahr 2021 vor dem Amtsgericht 
Frankfurt a.M. auf Unterlassung des Abstel-
lens von Schuhen vor der Wohnungstür in 
Anspruch genommen.

Das Amtsgericht Frankfurt a.M. entschied 
zu Gunsten der Vermieterin. Ihr stehe nach 
§ 541 BGB der Anspruch auf Unterlassung 
des Abstellens der Schuhe vor der Woh-
nungstür zu. Unabhängig davon, ob eine 
ausdrückliche vertragliche Vereinbarung 
das Abstellen von Gegenständen im Trep-
penhaus verbietet, dienen Treppenhäuser, 
Aufgänge und Laubengänge nur zum Be-
treten, um zur angemieteten Wohnung zu 
gelangen. Das Abstellen von Gegenständen 
jeglicher Art in diesem Bereich sei von der 
zweckgebundenen Nutzung nicht umfasst 
und gehöre nicht zum vertragsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache.
Eine unangemessene Benachteiligung der 
Mieter liege darin nach Auffassung des 
Amtsgerichts nicht. So können Schuhe vor 
der Wohnungstür ausgezogen und an-
schließend in einem in der Wohnung aufge-
stellten Schuhschrank aufbewahrt werden. 
Sie können ebenso schnell aus- und wieder 
angezogen werden wie bei einem Abstellen 
vor der Wohnungstür.
Amtsgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 28.04.2022 – 33 C 2354/21 –
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